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NIEHAUS: EINE NEUE LANZE FÜR EUROPA 

Preisen vom Absatz her gesehen von der Einfuhr- 
entwicklung abhängen, von der Erzeugung her ge- 
sehen von den technischen und sonstigen Möglich- 
keiten der Produktionssteigerung in der Landwirt- 
schaft. 

Im nächsten Heft dieser Zeitschrift werden wir 
daher diesen Verbrauchserwartungen die Produk- 
tionsmöglichkeiten gegenüberstellen, die auf Grund 
der technischen Entwicklung und der ökonomischen 

Gegebenheiten wahrscheinlich sind. Eine solche 
Gegenüberstellung von Verbrauchserwartungen 
und wahrscheinlicher Produktionsentwicklung 
kann gewisse Hinweise geben, ob und in welchen 
Bereichen in der langfristigen Entwicklung Span- 
nungen zwischen Produktion und Verbrauch auf- 
treten können. Daraus ergeben sich Folgerungen 
für die Dispositionen der Erzeuger sowie für eine 
planvolle Einfuhr- und Preispolitik. 

Eine neue Lanze für Europa 
Prof. Dr. H. Niehaus, Bonn 

Gescheiterte Versuche 

Im Altertum führten alle Wege nach Rom, dem 
Zentrum eines Weltreichs, in dem zweihundert 
Jahre der Friede bestanden hat. Heute fahren alle 
Delegationen der Regierungen nach Paris, aber sie 
haben es in zehn Jahren nicht fertiggebracht, die 
kleine Ländermasse zu vereinigen, die nach zwei 
großen Weltkriegen von dem einst weltbeherr- 
schenden Europa übriggeblieben ist. Zehn Jahre 
bedeuten in der Geschichte nicht viel, wenn der 
Strom der Ereignisse in einem festen Bett ruhig 
dahin fließt. Aber sie können von schicksalhafter 
Bedeutung werden, wenn die Dämme brechen und 
sich keine entschlossene und disziplinierte Mann- 
schaft findet, die, ihre häuslichen Sorgen ver- 
gessend, zu den Deichen eilt. In der Tat bildet 
Europa das traurige Bild eines Marschdorfes, in 
dem sich die Bewohner auf der hohen Wurt zu 
langen Verhandlungen versammeln, während drau- 
ßen die Flut immer höher steigt. Eingezwängt 
zwischen rivalisierenden und rebellierenden Konti- 
nenten gehen die europäischen Nationen ihren 
kleinbürgerlichen Geschäften und Lebensgenüssen 
nach und flüchten sich am Sonntag in historische 
Erinnerungen an Leistung und Glanz der europäi- 
schen Kultur. 

Die bisherigen Bestrebungen zur Einigung Euro- 
pas sind nicht nur an dem Mangel an Solidaritäts- 
gefühl gescheitert, sondern auch an den Meinungs- 
verschiedenheiten über die praktisch einzuschla- 
genden Wege. Die Montanunion ist ein Torso ge- 
blieben, der seine Entstehung mehr der Idee eines 
statischen Gleichgewichts des deutsch-französischen 
Kräftepotentials verdankt als der Bereitschaft zu 
einer umfassenden politischen und wirtschaftlichen 
Einheit. Aber auch die Gemeinschaft von Kohle 
und Stahl konnte nur verwirklicht werden, weil 
wenigstens bei ihren Begründern neben dem Motiv 
des politischen Gleichgewichts eine echte euro- 
päische Gesinnung lebendig war. Es sind aber ge- 
rade die „supranationalen“ Einrichtungen der Mon- 
tanunion gewesen, die den Widerstand der Regie- 
rungen und Parlamente gegen einen weiteren Ver- 
zicht auf Souveränitätsrechte mobilisiert haben. 
Das gilt besonders für Frankreich, das durch die 
Ablehnung der EVG-Verträge offen zum national- 
staatlichen Prinzip zurückgekehrt ist. 

Der durch die Pariser Konvention von 1948 be- 
gründete Europäische Wirtschaftsrat (OEEC) hat 
zwar die Liberalisierung des europäischen Handels, 

d. h. seine Befreiung von Kontingenten und De- 
visenzuteilung, auf den Märkten für Industrie- 
waren weitgehend durchsetzen können, ist aber an 
dem überall vorhandenen dirigistischen Regime der 
Agrarmärkte gescheitert. Ebensowenig ist es ge- 
lungen, diese Märkte nach Art der Montanunion 
auf supranationaler Basis oder durch internationale 
Verträge in einer „Agrarunion“ für sich gesondert 
zu vereinigen. Die Europäische Konferenz der 
Agrarminister, die dieses Mandat vom Europarat 
übernommen hatte, und deren Ausschüsse wert- 
volle Vorarbeiten geleistet haben, entschied Anfang 
Juli 1954 durch Mehrheitsbeschluß, die weitere Be- 
handlung des Problems der OEEC zu übertragen. 

Der neue Anstoß 

In dieser verfahrenen Situation mußte ein neuer 
Anstoß aus einer anderen Richtung kommen. Er 
erfolgte über die Außenminister der sechs Montan- 
unionländer. Sie tagten am 1. und 2. Juni 1955 in 
Messina. Gegenstand der Beratung waren Memo- 
randen der Beneluxländer, Deutschlands und Ita- 
liens, in denen der Wille zu einer wirtschaftlichen 
Vereinigung zum Ausdruck kommt. Inzwischen 
war ein neues Problem aufgetaucht, das gebiete- 
risch eine europäische Lösung erfordert: die An- 
wendung der Atomenergie zu friedlichen Zwecken, 
die eine neue technische Revolution heraufführen 
wird. Die gebotene Schnelligkeit der Entwicklung 
und die Größenordnung der erforderlichen finan- 
ziellen Mittel übersteigt die Leistungsfähigkeit der 
Einzelstaaten. Die europäischen Länder können den 
Rückstand, in dem sie sich gegenüber den USA, 
der UdSSR und Großbritannien befinden, nur durch 
gemeinsame Anstrengung aufholen. Geschieht das 
nicht, dann wird Europa in einigen Jahrzehnten zu 
den technisch unterentwickelten Ländern gehören. 
Gemeinsamer Markt und „Euratom“ sollen nun- 
mehr die Grundlage für eine Verschmelzung der 
europäischen Nationalwirtschaften sein. 

Der auf Grund der Beschlüsse der Messina- 
Konferenz eingesetzte und von dem belgischen 
Außenminister Henri S p a a k geleitete Regie- 
rungsausschuß hat Ende April 1956 seine Vorlage 
in einem umfassenden Bericht (Brüsseler Bericht) 
vorgelegt. Er soll die Grundlage für einen Vertrag 
sein, der von den Parlamenten der sechs Länder 
ratifiziert werden muß. „Obwohl es keinem Zweifel 
unterliegen kann“ — so heißt es im Bericht —, 
„daß eine weitestgehende Liberalisierung des Welt- 
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Handels äußerst erwünscht ist, so wird ein wirk- 
licher gemeinsamer Markt jedoch nur von einer 
beschränkten Gruppe von Staaten — die so groß 
wie möglich sein sollte — verwirklicht werden 
können.“ Es handelt sich also vorläufig um eine 
„kleineuropäische“ Lösung, die sich aber immerhin 
auf eine Bevölkerung von rund 160 Millionen er- 
strecken würde. 

Kleineuropäische Zollunion 

Der gemeinsame Markt soll in Form einer Zoll- 
union errichtet werden. Die Satzungen der OEEC 
und des GATT (General Agreement of Tariffs and 
Trade) gestatten ihren Mitgliedern, eine solche 
Zollunion abzuschließen, wenn diese in einer an- 
gemessenen Frist zustande kommt und der ge- 
meinsame Außentarif gegenüber Ländern außer- 
halb der Union nicht höher ist als der Durchschnitt 
der bisherigen Tarife. Die Konstituierung des ge- 
meinsamen Marktes soll in drei Etappen zu je vier 
Jahren erfolgen. Nur wenn es sich als dringend 
notwendig erweisen sollte, kann die Frist um drei 
Jahre verlängert werden. In der ersten und 
zweiten Etappe werden die Zölle um je 30 vH ge- 
senkt; die verbleibenden 40 vH sind in der letzten 
Etappe zu beseitigen. Die Etappen werden wieder 
in Abschnitte untergeteilt; die Zölle sind wie folgt 
zu senken: 

nach dem ersten Jahr um 10 vH > 
nach 2Va Jahren um 
nach 4 Jahren um 
nach 5V2 Jahren um 
nach 7 Jahren um 
nach 8 Jahren um 
nach 12 Jahren um 

20 vH } 1. Etappe 
30 vH ) 
40 vH 1 
50 vH } 2. Etappe 
60 vH J 

100 vH 3. Etappe. 

Für den Abbau der Kontingente wird folgender 
Modus vorgeschlagen: Bis zur ersten im Rahmen 
des Vertrages verwirklichten Zollsenkung wird die 
Beseitigung der Kontingente nach der Liberalisie- 
rungsmethode der OEEC vor sich gehen. Dann 
sollen die Kontingente jährlich so erweitert wer- 
den, daß sie jedes Jahr etwa 20 vH höher sind als 
im Vorjahr. Ferner ist für allzu geringe Kontin- 
gente ein Mindestausgangspunkt zu bestimmen. 
Der gemeinsame Markt soll auch anderen Ländern 
offenstehen, wenn sie seine Regeln akzeptieren. Für 
Länder, die eine Mitgliedschaft in der Zollunion 
nicht für möglich halten, soll durch Verhandlungen 
geklärt werden, welche Form einer besonders 
engen Assoziierung vereinbart werden kann. 

keit sind auch die Sozialgesetzgebung und die Lohn- 
politik aufeinander abzustimmen. Vor allem aber 
ist unerläßlich die Koordinierung der Währungs- 
und Konjunkturpolitik im Raum des „magischen 
Dreiecks“: Stabilität des Geldwertes, Vollbeschäfti- 
gung und Zahlungsbilanzausgleich. 

Es ist nicht möglich, die für die Durchführung 
aller Aufgaben notwendigen Regeln im Vertrag 
selbst in allen Einzelheiten niederzulegen. Die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse kann 
nicht vorhergesehen werden. Deshalb muß eine 
gewisse Elastizität hinsichtlich der Methoden ge- 
währleistet sein. Gewisse Fristen und Schutz- 
klauseln werden in bestimmten Fällen nicht zu 
vermeiden sein, aber sie müssen zeitlich klar be- 
grenzt sein, damit sie den Gesamtplan nicht ge- 
fährden. Die Kontrolle über die Durchführung der 
von den Staaten im Vertrag eingegangenen Ver- 
pflichtungen darf nicht den einzelnen Regierungen 
überlassen werden. Aus allen diesen Gründen ist 
die Schaffung von vier Organen mit eigener Ver- 
antwortlichkeit vorgesehen: 

1. ein Ministerrat, der die allgemeine Politik 
der Regierungen aufeinander abstimmt, be- 
sonders auf dem Gebiete der Währungs- und 
Wirtschaftspolitik; 

2. eine europäische Kommission mit der Auf- 
gabe, die Anwendung der Regeln des Ver- 
trages zu sichern und durch geeignete Vor- 
schläge für die weitere Entwicklung des ge- 
meinsamen Marktes zu sorgen; 

3. ein Gerichtshof (der durch besondere Kam- 
mern erweiterte Gerichtshof der Montan- 
union), der zuständig ist für die Behandlung 
der Klagen wegen Verletzung des Vertrages 
und für Beschwerden gegen die Europäische 
Kommission; 

4. eine parlamentarische Kontrolle (übernom- 
men von der Gemeinsamen Versammlung der 
Montanunion, deren Abgeordnetenzahl ver- 
größert werden soll). 

Außerdem soll ein Investitionsfonds als unab- 
hängige Körperschaft mit kaufmännischer Leituhg 
geschaffen werden, mit der Aufgabe, Investitionen 
im europäischen Interesse (regionale Entwick- 
lungspläne, Umstellung von Unternehmen) durch- 
zuführen. 

Strittige Form des gemeinsamen Marktes 

Es genügt aber zur Herstellung eines gemein- 
samen Marktes, auf dem ein echter Leistungswett- 
bewerb herrschen soll, noch nicht, daß man die 
Zölle und Kontingente beseitigt. Der zwischen- 
staatliche Handel kann auch durch marktbeherr- 
schende Unternehmen beeinträchtigt werden, sei 
es, daß sie Käufer oder Verkäufer diskriminieren, 
die Märkte aufteilen, die Produktion einschränken 
usw. Der Vertrag muß deshalb grundsätzliche Be- 
stimmungen zur Sicherung des Wettbewerbs ent- 
halten. Es ist ferner notwendig, die „Verzerrun- 
gen“ zu beseitigen oder abzuschwächen, die der 
Wettbewerb durch staatliche Subventionen an be- 
stimmte Unternehmungen erfährt; nach Möglich- 

Das sind in kurzen Zügen die Grundlinien des 
Brüsseler Plans. Sie gelten auch für die Landwirt- 
schaft. Soweit der Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen noch durch Zölle und Kontingente 
geregelt ist, unterliegen diese den allgemeinen Be- 
stimmungen über den etappenweisen Abbau. Ein 
besonderes Problem stellen dagegen die landwirt- 
schaftlichen Märkte dar, für die Einfuhrmonopole 
und einzelstaatliche Marktregelungen bestehen. 
Die Brüsseler Sachverständigen haben aus der Er- 
kenntnis heraus, daß es sich hier um den neu- 
ralgischen Punkt des geplanten gemeinsamen 
Marktes handelt, die Frage offen gelassen, welche 
Märkte in Zukunft durch besondere Institutionen 

26b 
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geregelt und welche den allgemeinen Bedingungen 
des Wettbewerbs folgen sollen. Sie haben aber ver- 
langt, daß nach Ablauf der Übergangszeit die be- 
stehenden nationalen Regelungen entweder durch 
eine gemeinsame Ordnung ersetzt oder gänzlich 
aufgehoben sein müssen. Die Entscheidung dar- 
über, welcher Kategorie von Märkten die einzelnen 
Erzeugnisse zuzuweisen sind, soll nicht von vorn- 
herein im Vertrag gefällt werden, sondern der 
europäischen Kommission übertragen werden. 
Diese wird beauftragt, „die bestehenden Regelun- 
gen zu überprüfen und innerhalb von zwei Jahren 
Vorschläge für eine gemeinsame Politik und eine 
gemeinsame Ordnung zu unterbreiten. Die Vor- 
schläge sind dem Ministerrat vorzulegen und be- 
dürfen in der ersten Etappe der einstimmigen Zu- 
stimmung, während der folgenden Etappen einer 
Zweidrittelmehrheit sowie in jedem Fall der Zu- 
stimmung der parlamentarischen Versammlung“. 

Wenn der Vertrag auf dieser Basis zustande 
kommt, so wird die Agrarpolitik zu einem Teil der 
allgemeinen europäischen Wirtschaftspolitik. Da 
diese nach dem Brüsseler Plan einen echten 
Binnenmarkt anstrebt, auf dem ein geordneter 
Wettbewerb herrscht, so darf es darin nur soviel 
Marktregelungen geben, wie unbedingt notwendig 
sind. Es wird nicht leicht sein, sich darüber zu 
einigen, wie die bisherigen Erfahrungen in der 
OEEC und im Interimsausschuß der Europäischen 
Konferenz gezeigt haben. Das verwaltungswirt- 
schaftliche Regime hat sich in den letzten beiden 
Jahrzehnten nach der Weltwirtschaftskrise so stark 
eingewurzelt, und die dafür geschaffenen Insti- 
tutionen haben ein so starkes Beharrungsver- 
mögen, daß sich noch kein Meister gefunden hat, 
der das entzaubernde Wort ruft: in die Ecke Besen, 
Besen seid's gewesen! So schleppt jedes Land auch 
in der industriellen Hochkonjunktur noch die 
schwere und rostig gewordene Krisenrüstung mit. 
Sie europäisch zu normen und aufzupolieren, wird 
in manchen Fällen schwieriger sein als sie stück- 
weise abzulegen. Die Bereitwilligkeit zum Über- 
gang zu marktwirtschaftlichen Lösungen mag ge- 
fördert werden, wenn die Integration auf dem Ge- 
biete der Industrie, des Verkehrswesens, der Arbeit 
und des Kapitals Fortschritte macht, und wenn der 
Investitionsfonds zielbewußt zur Anpassung der 
landwirtschaftlichen Struktur an den technischen 
Fortschritt eingesetzt wird. 

Das regionale Problem 

Ein schwieriges Problem entsteht durch die Be- 
grenzung der Zollunion auf die sechs Montan- 
union-Länder. Von den Hauptexportländern Hol- 
land und Dänemark wird nur das erste in den ge- 
meinsamen Markt einbezogen, ebenso bleibt der 
größte europäische Absatzmarkt, der englische, 
außerhalb der geplanten Zollunion. Nun ist zwar 
England für Dänemark der Hauptabnehmer, aber 
Deutschland steht als Abnehmer, besonders für 
Fleisch und Butter, an zweiter Stelle. Für die 
Niederlande ist der deutsche Markt der wichtigste, 
vor dem englischen, der aber auch beträchtliche 
Mengen aufnimmt. Holland und Dänemark kon- 
kurrieren auf dem englischen Markt mit den über- 
seeischen Exportländern für Veredlungsprodukte, 

so daß die englische Marktpolitik unmittelbare 
Rückwirkungen auf die Absatzverhältnisse im ge- 
meinsamen Markt der Montanländer haben wird. 

Wachsende Differenzen zwischen den Binnen- 
zöllen und den Außenzöllen des gemeinsamen 
Marktes hätten die Tendenz, die dänischen Waren 
von dem deutschen und die holländischen vom eng- 
lischen Markt zu verdrängen und damit auch die 
industriellen Warenströme umzulenken. Um tief- 
greifende Störungen der Handels- und Zahlungs- 
bilanzen zu vermeiden, müßte der Zollabbau im 
gemeinsamen Markt der Montanländer mit einer 
Reduzierung auch der Außenzölle verbunden wer- 
den, d. h. der gemeinsame Markt müßte die Politik 
der „offenen Tür“ verfolgen. Dieses Prinzip wird 
im Brüsseler Bericht dadurch anerkannt, daß der 
Beitritt zur Zollunion den anderen Ländern offen- 
stehen soll. In diesem Sinne wäre auch der Be- 
schluß der Außenministerkonferenz in Messina 
aufzufassen, daß die Regierung des Vereinigten 
Königreiches im Hinblick auf dessen Mitgliedschaft 
bei der Westeuropäischen Union und seine Asso- 
ziation mit der Montanunion eingeladen werden 
soll, sich an den Arbeiten zu beteiligen. 

Der Brotgetreidemarkt 

Die geringsten Schwierigkeiten scheint auf den 
ersten Blick die Vereinheitlichung der Brot- 
getreidemärkte zu bieten. Die beteiligten Länder 
haben insgesamt einen hohen Zufuhrbedarf, der 
auch in absehbarer Zeit nicht verschwinden wird. 
Den größten Weizenimport hat Deutschland, dann 
folgen die Benelux-Länder und Italien, während 
Frankreich einen Exportüberschuß hat, der in den 
Jahren 1953 bis 1955 rund ein Drittel des Gesamt- 
einfuhrbedarfs der sechs Länder betrug, und dessen 
Unterbringung deshalb im gemeinsamen Markt 
keine Schwierigkeiten machen würde. Der gemein- 
same Markt in Brotgetreide ist deshalb kein 
Mengen-, aber in besonderem Maße ein Preis- 
problem. Im März 1956 lagen die Weizenpreise 
zwischen 40 und 48 DM je 100 kg in Belgien und 
Italien, während die Niederlande nur einen Preis 
von 28 DM hatten. Die Roggenpreise lehnen sich in 
Deutschland (41 DM), Frankreich (41 DM), Italien 
(38 DM) und Luxemburg (44 DM) ziemlich eng an 
die Weizenpreise an, während Belgien und die 
Niederlande den Roggen als Futtergetreide behan- 
deln (26 bis 27 DM). Die Preise werden durch Ein- 
fuhrmonopole oder — wie in Belgien — durch 
Mühlenkartelle weit über den Weltmarktpreisen 
gehalten. Auf den Getreidebau können die Bestim- 
mungen über den Zoll- und Kontingentabbau nicht 
angewandt werden. Es muß deshalb eine Lösung 
gefunden werden, die es gestattet, parallel dem 
etappenweisen Zollabbau auch die Monopolpreise 
zu reduzieren. 

Das Problem wäre technisch dadurch am ein- 
fachsten zu lösen, daß die Regierungen der sechs 
Länder sich vertraglich auf ein einheitliches Preis- 
niveau einigten, das — um eine gewisse Elastizität 
zu gewährleisten — durch einen Richtpreis inner- 
halb gewisser Grenzen (Von-Bis-Preis) gekenn- 
zeichnet wäre. Die nationalstaatlichen Einfuhr- 

2Ö7 
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monopole könnten verpflichtet werden, dieses 
Preisniveau einzuhalten. Der mittlere europäische 
Preis könnte nach der vom Interimsausschuß der 
Europäischen Konferenz vorgeschlagenen Methode 
aus dem Durchschnitt der Durchschnitte der natio- 
nalen und der Einfuhrpreise bestimmt werden. 
Der Interimsausschuß will bei der Berechnung die 
mit den Mengen gewogenen Mittel zugrunde legen. 

Der Brüsseler Bericht möchte, um allzu kompli- 
zierte Berechnungen zu vermeiden, bei der Fest- 
stellung der Außentarife der Zollunion das ein- 
fache arithmetische Mittel benutzen. Wendet man 
diese Methode auch auf die Preise an, so lag — 
vorbehaltlich einer genaueren Berechnung — das 
arithmetische Mittel ‘) der nationalen Weizenpreise 
in den sechs Ländern in den letzten Jahren etwa 
bei 400 DM/t, der Durchschnitt der Einfuhrpreise 
außerhalb des subventionierten IWA-Weizens bei 
etwa 325 DM. Daraus würde sich ein europäischer 
Richtpreis von rund 360 DM/t ergeben. Die Politik 
der Einfuhrstellen soll den vereinbarten Richtpreis 
in denselben Etappen herbeiführen, wie sie für 
den Zollabbau gelten. 

Um eine Harmonisierung des Preisniveaus zu 
erreichen, müßten die einzelnen Länder sehr unter- 
schiedliche Anpassungen vollziehen, am stärksten 
die Niederlande nach oben und Italien nach unten. 
Der niederländische Preis lehnt sich an den sub- 
ventionierten Preis des Weltweizenabkommens an 
und liegt um etwa 45 DM/t unter den freien Welt- 
marktpreisen. Holland ist das einzige Land mit 
einem sozial kalkulierten Brotpreis. Sozialpolitische 
Zwecke können aber in den gemeinsamen Markt- 
preis nicht eingebaut werden, sondern sind durch 
direkte Konsumentensubventionen zu verwirk- 
lichen. 

Sollte der Weltmarktpreis in der zwölfjährigen 
Anpassungsperiode sinken, so würde automatisch 
der durch die Einfuhrstellen garantierte Schutz 
steigen; ziehen die Weltpreise an, so reduziert er 
sich. Am Ende der Periode hätte dann die Euro- 
päische Kommission zu bestimmen, ob die noch 
vorhandene Differenz zwischen dem gemeinsamen 
Binnenmarktpreis und dem Weltmarktpreis in 
voller Höhe oder mit einem Teilbetrag als Zoll 
in den gemeinsamen Außentarif aufgenommen 
werden soll. 

Der Futtergetreidemarkt 

Die europäischen Länder haben einen Futter- 
getreidebedarf von über vier Millionen Tonnen. 
Hier ist die Abhängigkeit von den überseeischen 
Gebieten besonders groß. Die Futtergetreidepolitik 
ist ganz verschieden. Die Beneluxländer haben im 
Interesse ihrer kleinen Veredlungswirtschaften am 
Weltmarkt orientierte niedrige Preise, während 
die anderen Länder im Interesse der Erzeuger von 

1) Das gewogene Mittel der europäischen Inlandspreise liegt 
höher als das arithmetische, da die großen Länder mit ihrem 
hohen Preisniveau stärker ins Gewicht fallen als die kleinen 
Beneluxländer. Die hier angegebenen Zahlen sollen nur die 
Methode der Preisangleichung beleuchten. 

Futtergetreide und Kartoffeln Preise gesetzt haben, 
die nicht weit unter den Brotgetreidepreisen liegen 
(39 bis 42 DM). In der Übergangsperiode zum ge- 
meinsamen Markt könnte ähnlich verfahren wer- 
den wie beim Brotgetreide. Der Durchschnittspreis 
der Zollunion-Länder lag bei 350 DM/t, der Welt- 
marktpreis etwa auf dem Niveau von 300 DM. 
Demnach müßte ein gemeinsamer Binnenmarkt- 
preis von 325 DM/t angesteuert werden. Die Bene- 
luxländer, die zu Weltmarktpreisen einführen, 
müßten ihre Inlandspreise erhöhen, die anderen 
Länder müßten sie erniedrigen. 

Auch hier würde die Anpassung von den Ein- 
fuhrstellen vorgenommen und am Ende der Periode 
nach Auflösung der Einfuhrmonopole die gegen- 
über den Weltmarktpreisen bestehende Differenz 
unverändert oder mit einem höheren oder niedri- 
geren Betrag als Zoll in den Außentarif der Union 
eingebaut werden. Für die Niederlande, die 
Fleisch und Eier auch nach England liefern, würde 
die Heraufsetzung der Futtergetreidepreise eine 
Schwächung ihrer Position gegenüber Dänemark 
und den England beliefernden Überseeländem be- 
deuten. Für diesen Fall sieht der Brüsseler Be- 
richt eine Rückerstattung der Einfuhrabgabe vor. 
Die Benachteiligung wird auch in einem nicht im 
voraus feststellbaren Maß kompensiert durch die 
Vorteile, die Holland im gemeinsamen Markt durch 
die Ermäßigung der Fleisch- und Eierzölle erlangen 
würde. 

Schwieriger ist wegen ihres größeren Ausmaßes 
die Anpassung in den drei Ländern mit heute sehr 
hohen Futtermittelpreisen. Der Interessenkonflikt, 
der innerhalb der Länder seit jeher zwischen den 
Futtermittelproduzenten (Getreide, Kartoffeln) und 
den Veredlern bestanden hat, ist in den Benelux- 
ländern zugunsten der letzteren, in den anderen 
bisher zugunsten der ersteren entschieden worden. 

Das war nicht immer so. In Deutschland war z. B. 
im ersten Viertel des Jahrhunderts trotz groß- 
agrarischer Führung in der Agrarpolitik das parla- 
mentarische Gewicht der klein- und mittelbäuer- 
lichen Veredlungswirtschaften groß genug, um 
einen im Verhältnis zum Brotgetreidezoll relativ 
niedrigen Futtergetreidezoll durchzusetzen. Die 
heute in dieser Richtung vorhandenen Strömungen 
werden sich verstärken, wenn mit dem Abbau der 
Zölle für Veredlungsprodukte begonnen wird. 
Die Herabsetzung der Futtergetreidepreise sollte 
zeitlich so mit den Schweinezyklen gekoppelt 
werden, daß sie in der Periode hoher Schweine- 
bestände erfolgt. Dann ist bei sinkenden 
Schweinepreisen die Nachfrage nach Futter- 
getreide und nach Futterkartoffeln besonders groß. 
Würde man in solchen Zeiten den Anstieg der in- 
ländischen Futtermittelpreise durch Verbilligung 
der Einfuhr verhindern, so könnte man die 
Schweineproduktion auf einem hohen Niveau 
stabilisieren, die Kosten senken und die Konsu- 
menten reichlicher und billiger versorgen. 

Die Erwartung der inländischen Futtergetreide- 
und Kartoffelproduzenten, daß der Preis, zu dem 
sie ihre Erzeugnisse verwerten, auf das Niveau der 
Einfuhrpreise sinken würde, träfe nur dann zu, 
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wenn die inländischen Erzeugnisse weitgehend 
durch Einfuhren ersetzt werden könnten. Abge- 
sehen von den sogenannten gewerblichen Mästern, 
deren Anteil am Gesamtangebot von Schweinen 
immer stark überschätzt wird, sind es die Bauern 
selbst, die Futtergetreide zukaufen, um ihre eigene 
Futterbasis zu ergänzen. Ihre Kartoffel- und 
Futtergerstenflächen sind durch die Fruchtfolge 
weitgehend gebunden, d. h. ihre Nachfrage nach 
betriebsfremdem Futter wird durch die eigene 
Futterkapazität und in den meisten Betrieben, die 
keinen Snezialarbeiter einstellen können, auch 
durch die Arbeitskapazität und den verfügbaren 
Stallraum begrenzt. Es ist deshalb wahrscheinlich, 
daß die Verwertung des Futtergemisches aus 
eigenem und zugekauftem Futter zu einem Durch- 
schnittspreis erfolgen wird, der höher liegt als der 
Einfuhrpreis, aber niedriger als der bisherige hohe 
Futtermittelpreis. Niemand kann genau sagen, wie 
die Kartoffel dann in diesem Gemisch im Verhält- 
nis zum Schweinepreis verwertet würde, da dies 
nicht nur abhängt von der Elastizität des 
Schweineangebots, sondern auch von der Elastizi- 
tät der Nachfrage nach Schweinefleisch. Markt- 
wirtschaftlich unmittelbar mit dem Preis des Ein- 
fuhrgetreides ist nur der Preis der inländischen 
Futtergerste verbunden, da die zukaufenden Be- 
triebe hier -einen echten Preisvergleich anstellen 
können. Der Verkauf von inländischem Futter- 
getreide ist aber minimal und beträgt in Deutsch- 
land nur 0,2 vH der Verkaufserlöse der Landwirt- 
schaft. 

Die hier vorgeschlagene Regelung der Getreide- 
wirtschaft würde am Ende der Anpassungsperiode 
die verwaltungswirtschaftliche Marktregelung im 
Verkehr mit dritten Ländern beseitigen und den 
Import- und Exporthandel wieder voll in seine 
Funktionen einsetzen. Im Binnenmarkt könnte 
man entweder für jedes Land oder für die betei- 
ligten Länder gemeinsam eine Institution be- 
stehen lassen oder neu gründen, die Vorräte unter- 
hält und nach marktwirtschaftlichen Methoden bei 
schwankenden Ernten für einen stetigen Markt zu 
sorgen hätte. 

Aber schon in der ersten Etappe auf dem Wege 
zum gemeinsamen Markt könnten die heute noch 
bestehenden internen Marktregelungen abgebaut 
werden: Preisgebiete, Zuteilungen von Auslands- 
getreide, Frachtsubventionen usw. Die innere 
Warenbewegung sollte dem privaten Handel, den 
Genossenschaften und Mühlen überlassen werden. 
Solange die Einfuhrmonopole noch bestehen, müßte 
ihre Tätigkeit von der Europäischen Kommission 
genau so koordiniert und kontrolliert werden wie 
der Zollabbau. 

Der Markt für Vieh und Fleisch 

Im engen Zusammenhang mit den Getreide- 
märkten stehen die Märkte für Vieh und Fleisch, 
wie vorhergehend schon kurz angedeutet wurde. 
Der Zusammenhang zwischen Futtergetreide- 
preisen und Fleischpreisen wird durch folgende 
überschlägige Kalkulationen illustriert: Die Groß- 
handelseinstandspreise betrugen im März 1956 für 
100 kg Schweinefleisch I. Qualität in Belgien und 

Holland 219 und 230 DM, in Deutschland und 
Italien 300 und 307 DM. Dafür sind aber die 
Futtergetreidepreise, wie bereits ausgeführt, in 
Deutschland und Italien auch viel höher als in den 
Beneluxländern. Infolgedessen ist die Relation von 
Kosten und Preisen einigermaßen ausgeglichen. 
Das zeigt der Quotient aus Fleisch- und Futter- 
gerstenpreisen. Er betrug in Belgien und Holland 
7,4 und 8,2, in Deutschland und Italien 7,1 und 7,5. 
Bedeutend ungünstiger war das Verhältnis mit 6,6 
in Frankreich, das die Fleischpreise auf dem 
früheren hohen Niveau nicht zu halten vermochte, 
aber andererseits Futtergetreidepreise beibehielt, 
welche die höchsten in ganz Europa sind. Die 
Rinderpreise sind im Bereich der sechs Montan- 
länder wesentlich ausgeglichener als die Schweine- 
preise. Die Produktionskosten sind sicher auch 
recht verschieden, aber sie werden viel weniger 
marktwirtschaftlich kalkuliert und haben deshalb 
auch weniger Einfluß auf die Dispositionen der 
Produzenten. In den Rindfleischpreisen fehlt z. B. 
vollkommen der Preisabstand zwischen den 
Beneluxländern und den übrigen. 

Im Verhältnis zur Eigenerzeugung der Land- 
wirtschaft ist der Außenhandel mit Fleisch im 
Rahmen der sechs Länder unbedeutend. Mit Aus- 
nahme von Holland liegen alle an der Grenze der 
Selbstversorgung. Nur Holland hat im Verhältnis 
zu seiner Eigenproduktion beträchtliche Über- 
schüsse, die aber vorzugsweise nach Groß- 
britannien gehen. Der Handel mit Vieh und Fleisch 
in Europa wird hauptsächlich durch Kontingente 
gesteuert, welche die Einfuhrmengen stärker be- 
grenzen als die gleichfalls bestehenden Zölle. Die 
Vieh- und Fleischmärkte sind nicht liberalisiert. 
Die Herstellung des gemeinsamen Marktes hat 
also vorwiegend durch Erweiterung der Kontin- 
gente und durch Umwandlung bilateraler in 
multilaterale Kontingente zu erfolgen. Die Politik 
der Preisangleichung würde durch die Harmoni- 
sierung der Getreidemärkte erleichtert werden. 

Bei weiterer Ausdehnung der Produktion ist mit 
einer Verstärkung der Konkurrenz zu rechnen, 
die den Ländern die meisten Chancen gibt, welche 
die rationellsten Fütterungsmethoden anwenden. 
Ein Ausgleich der Angebotsspitzen durch Vorrats- 
haltung ist zu kostspielig und risikoreich. Der je- 
weilige Ausgleich von Angebot und Nachfrage 
muß daher weitgehend der freien Preisbildung 
überlassen bleiben. Bei der relativ günstigen 
Elastizität der Nachfrage nach Fleisch liegen aber 
noch erhebliche Möglichkeiten für die Konsumaus- 
weitung, wenn die Konsumenteneinkommen bei 
weiterer Wirtschaftsexpansion zunehmen. Auch 
Preissenkungen führen zu einem Mehrverbrauch, 
wenn dafür gesorgt wird, daß der Rückgang der 
Erzeugerpreise durch Handel und Verarbeitung 
zügig an den letzten Verbraucher weitergegeben 
wird. 

Der Markt für Milcherzeugnisse 

Der Außenhandel mit Butter ist im Verhältnis 
zur Eigenerzeugung der sechs Länder nur gering. 
Fünf Länder liegen an der Grenze der Selbstver- 
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sorgung. Ihr Einfuhrbedarf wird von Holland und 
Dänemark gedeckt, die beide auf den Butterhandel 
spezialisiert sind und den größten Teil ihrer Pro- 
duktion exportieren. Hauptabnehmer ist aber 
Großbritannien, wo die Lieferungen auf Exporte 
aus Neuseeland und Australien treffen. Innerhalb 
der Unionländer ist Holland das einzige Uber- 
schußland. Sein Absatz nach der Union geht etwa 
zur Hälfte nach Belgien und zu einem Viertel nach 
Deutschland. Der Butterhandel wird entweder 
durch Kontingente oder durch ein besonderes 
Minimumpreissystem geregelt. Letzteres gilt für 
den Verkehr zwischen Holland und Belgien. Einer 
verkehrswirtschaftlichen Regelung käme am 
nächsten die Festsetzung multilateraler Global- 
kontingente. Diese wären dann dem automatischen 
Abbau zu unterwerfen, wie es der Brüsseler Be- 
richt vorsieht. Eine solche Lösung würde im Ver- 
kehr der großen Länder (Deutschland, Frankreich) 
mit Holland keine Schwierigkeiten bereiten, da die 
Einfuhren im Verhältnis zu den inländischen Ab- 
satzmengen kein großes Gewicht haben. 

Anders ist es in Belgien, dessen Preisniveau 
über dem holländischen liegt und wo die Einfuhr- 
mengen im Verhältnis zum eigenen Marktvolumen 
größer sind und deshalb auch den Preis stark be- 
einflussen können. Um das Werfen des inländischen 
Preises zu verhindern, gestattet Belgien hollän- 
dische Einfuhren nur zu einem Mindestpreis, der 
um rund 2 Gulden pro kg höher liegt als der 
holländische Inlandpreis. Die Preisdifferenz wird 
aber nicht vom Einfuhrland abgeschöpft, wie es im 
allgemeinen bei der Getreideeinfuhr üblich ist, son- 
dern durch das Ausfuhrland. Der Abschöpfungs- 
betrag wird zwischen den Handelspartnern gleich- 
mäßig aufgeteilt. Dieses recht künstliche System 
auf dem ganzen Binnenmarkt der Unionländer ein- 
zuführen, empfiehlt sich nicht. Es könnte aber im 
Rahmen der Beneluxländer in Kraft bleiben, wenn 
die Mindestpreise nach den Regeln des allgemeinen 
Zollabbaus und der Erweiterung der Kontingente 
auch in Etappen reduziert werden. 

Käse ist im Rahmen der OEEC liberalisiert; die 
Käsezölle würden wie die übrigen Zölle behandelt 
werden. 

Für Trinkmilch bestehen überall interne Markt- 
regelungen, die ein Musterbeispiel für einen 
dirigistischen Perfektionismus sind. Aber das 
dringendste Problem, die Ausweitung des Trink- 
milchkonsums, hat man damit um keinen Schritt 
weiter gebracht. Jeder Versuch, die internen 
Milchmarktsysteme nach einem einheitlichen 
Schema aufzubauen, würde scheitern. Manche 
Konstruktionen aber müssen geändert werden, 
wenn die Buttermärkte in der vorgeschlagenen 
Weise langsam vereinheitlicht werden. Der größte 
Teil der in den Unionländern anfallenden Milch 
wird zu Butter und Käse verarbeitet, so daß sich 
die Preisbildung auf den Trinkmilchmärkten 
zwangsläufig anpassen muß. Butter und Käse sind 
Produkte mit einer ziemlich hohen Einkommens- 
und Preiselastizität der Nachfrage, so daß die 
Nachfrage nach Butter zu steigen pflegt, wenn die 
Konsumenteneinkommen zunehmen oder wenn die 

Preise sinken. Die Möglichkeiten der Verbrauchs- 
steigerung dürfen aber nicht überschätzt werden, 
da die Margarine dem Butterabsatz starke Kon- 
kurrenz macht. 

Die Obst- und Gemüsemärkte 

Auf den Obst- und Gemüsemärkten haben die 
Vielfalt und besondere Eigenart der Erzeugungs- 
und Absatzbedingungen bislang den Aufbau 
straffer Marktordnungen verhindert. Nur in Hol- 
land ist eine Organisation aufgebaut worden, 
welche die Märkte bis hinunter zu Anbaukontin- 
genten planmäßig regelt. Dies ist im wesentlichen 
geschehen unter dem starken Zwang, einen großen 
Teil der Erzeugnisse in andere Länder absetzen zu 
müssen. Es ist weder möglich noch erwünscht, 
dieses Svstem auf einen gemeinsamen europäischen 
Markt zu übertragen. Obst und Gemüse gehören 
heute zu den nicht-liberalisierten Produkten. Ent- 
scheidend sind aber weniger die jährlichen Kontin- 
gente, sondern Absprachen über Minimumpreise, 
jahreszeitliche Sperrfristen und Zölle. Durch das 
allgemeine Schema des Brüsseler Berichtes werden 
nur die Zölle und Kontingente berührt, aber die 
Verfasser sind auch bereit, in der Übergangszeit 
Sperrfristen und Minimumpreise zuzulassen, wenn 
die Sperrfristen liberaler gehandhabt und die 
Minimumpreise einem systematischen Abbau 
unterworfen werden. 

Heute sind zwei verschiedene Systeme der 
Minimumpreise in Übung: bei dem einen (Deutsch- 
land—Holland) liegt die Entscheidung darüber, 
wann der Minimumpreis erreicht ist und der 
Export zeitweise aufhört, bei dem Ausfuhrland 
Holland; im andern Fall wird der kritische Zeit- 
punkt des Einfuhrstops vom Importland Deutsch- 
land bestimmt (Deutschland—Italien). Man könnte, 
ohne der endgültigen Lösung vorzugreifen, in der 
Übergangszeit ein multilateral gehandhabtes Min- 
destpreissystem zulassen, dessen Preisansätze der 
Kontrolle der Europäischen Kommission unter- 
liegen. Seine Anwendung wird durch die be- 
schränkte Zahl von Teilnehmerländern in der ge- 
planten Zollunion erleichtert. Im Rahmen der 
sechs Länder gibt es nur zwei, Italien und die 
Niederlande, die erhebliche Mengen von Obst und 
Gemüse auf den gemeinsamen Markt bringen. 
Hauptbezugsland ist in beiden Fällen Deutschland, 
das allein vier Fünftel der italienischen und zwei 
Drittel der niederländischen Ausfuhren aufnimmt, 
die in den Unionländern abgesetzt werden. 

Die Märkte für Zucker, Wein und Eier 

Während die Zuckerwirtschaft der Welt im 
Zeichen einer Überproduktion steht und die 
großen Vorräte auch nach Einschränkung der Pro- 
duktion, besonders in Kuba, noch auf den verein- 
barten Mindestpreis drücken, haben sich die euro- 
päischen Rübenproduzenten durch handels- 
politische Maßnahmen einen höheren Preis sichern 
können. Deutschland hat in den letzten Jahren die 
Zuckerrübenflächen stark ausgedehnt und Frank- 
reich die Verwendung von Zuckerrüben zur Her- 
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Stellung von Alkohol eingeschränkt. Es hat seit 
1954 eine beträchtliche Ausfuhr, die vorwiegend in 
die Kolonien geht. Der noch vorhandene Einfuhr- 
bedarf Deutschlands wird vorwiegend durch Kuba- 
zucker im Rahmen eines Handelsvertrages gedeckt. 
Die sechs Montanländer haben im ganzen einen 
Ausfuhrüberschuß. Der deutsche Bedarf könnte 
wahrscheinlich von Frankreich gedeckt werden, 
wenn dieses die Alkoholgewinnung aus Zucker 
weiterhin einschränkt. Der Handel mit Zucker ist 
durch Kontingente, Zölle und Einfuhrmonopole ge- 
regelt. Ein gemeinsamer Markt könnte durch den 
Abbau dieser Instrumente und durch einen gemein- 
samen Außentarif ohne große Schwierigkeiten her- 
gestellt werden. Eine weitere Ausdehnung der 
Rübenanbaufläche auf ungünstigere Standorte, die 
in einem gemeinsamen Markt nicht konkurrenz- 
fähig wären, kann nicht empfohlen werden. 

Schwierig ist die Herstellung eines gemeinsamen 
Marktes für Wein. Im Wirtschaftsgebiet der Fran- 
zösischen Union herrscht eine starke Überproduk- 
tion, so daß sich die französische Regierung ge- 
zwungen gesehen hat, strenge Maßnahmen zur 
Einschränkung der Rebflächen zu ergreifen. Die 
Überproduktion betrifft vor allen Dingen die ge- 
ringwertigen Konsumweine. In einem gemein- 
samen Markt werden die italienischen, franzö- 
sischen und deutschen Konsumweine scharf mit- 
einander konkurrieren, während die Standorte für 
Qualitätsweine nichts zu befürchten haben. Über 
das Ausmaß dieser Konkurrenz bei etappenweisem 
Abbau der Zölle, Kontingente und Exportsubven- 
tionen kann noch nichts Bestimmtes ausgesagt 
werden. Nur so viel ist sicher, daß Hebung der 
Qualität und Rationalisierung der Produktion und 
der Kellerwirtschaft weitgehend darüber entschei- 
den, wie die Standortverteilung in einem gemein- 
samen Markt sein wird. 

Die Eiermärkte sind im Rahmen der OEEC 
liberalisiert. Es werden im allgemeinen nur 
mäßige Zölle erhoben. Einen Konkurrenzvorteil 
haben die Niederlande, die innerhalb der Union- 
länder das einzige Exportland von Bedeutung sind, 
durch ihre niedrigen Futtergetreidepreise. Das gilt 
auch besonders gegenüber Deutschland, das von 
der Gesamtausfuhr der Niederlande in den Union- 
Raum vier Fünftel aufnimmt. Um den Nachteil der 
deutschen Eierproduzenten, der durch hohe Futter- 
mittelpreise bedingt ist, bis zu einem gewissen 
Grade auszugleichen, wird neuerdings für jedes 
verkaufte Ei eine Subvention bezahlt. Diese 
Praxis, die mit den Grundsätzen eines gemein- 
samen Marktes nicht vereinbar ist, würde wieder 
wegfallen können, wenn die Futtermittelpreise in 
der vorgeschlagenen Weise vereinheitlicht werden. 

Ausblick 

Wenn der gemeinsame Markt einen Sinn haben 
soll, so muß er zu einer rationelleren Verteilung 
der Standorte führen. Der Brüsseler Bericht ist 
der Ansicht, daß die schrittweise Verwirklichung 
des gemeinsamen Marktes eine höhere Wachstums- 
rate der Produktion und der Einkommen auslösen 

wird, und daß es weniger zu einer Verlagerung 
bestehender Standorte kommen wird als zur Ver- 
stärkung der günstig gelegenen. Das würde auch 
auf die landwirtschaftlichen Standorte insoweit 
zutreffen, als sie Produkte des elastischen Bedarfs 
gewinnen, deren Konsum noch ausdehnungsfähig 
ist. Dies gilt zweifellos für Viehprodukte und 
Gartenerzeugnisse. Die Landwirtschaft würde auch 
eine Verbesserung ihrer Situation erwarten 
können, wenn die Erzeugung von Betriebsmitteln 
und Konsumgütern in einem größeren Absatz- 
gebiet relativ billiger wird, und wenn die Waren 
unter Bedingungen eines schärferen Wettbewerbs 
abgesetzt werden müssen. 

Gleichwohl ist doch damit zu rechnen, daß bei 
einigen Erzeugnissen und in einigen Gebieten, die 
unter besonders ungünstigen Verhältnissen 
arbeiten, Depressionen auftreten werden. Der 
Brüsseler Bericht hat deshalb einen Investitions- 
fonds vorgesehen, der die Grundlage für Anleihen 
auf kommerzieller Basis ermöglichen soll. Das ist 
gerade für die Landwirtschaft besonders wichtig, 
weil sie in den letzten Jahren in unzureichendem 
Maße Zugang zum freien Kapitalmarkt gehabt hat. 
Der Brüsseler Bericht nennt in dem Abschnitt über 
den Investitionsfonds ausdrücklich dessen Bedeu- 
tung für die Landwirtschaft: „Die Landwirtschaft 
wird aus regionalen Entwicklungsplänen Nutzen 
ziehen, da damit die Voraussetzungen für einen 
höheren Ertrag geschaffen werden. Außerdem 
wird die Schaffung neuer Möglichkeiten das 
Problem derjenigen Betriebe lösen helfen, deren 
einzige wirtschaftliche Rechtfertigung darin be- 
steht, Arbeitsplätze für Arbeitnehmer aufrecht zu 
erhalten, die sonst arbeitslos würden.“ 

Damit knüpft der Brüsseler Bericht an die 
Agrarstrukturprogramme an, die auch schon im 
einzelstaatlichen Rahmen in Angriff genommen 
worden sind. Die Maßnahmen der bisherigen 
Politik, die den strukturell benachteiligten Be- 
trieben und Gebieten durch Marktinterventionen 
helfen sollten, waren durchaus Versuche am un- 
tauglichen Objekt. Der Zwang, in einer bestimmten 
Periode den gemeinsamen Markt zu verwirklichen, 
wird die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit und 
der verantwortlichen Institutionen von den Metho- 
den des Protektionismus ablenken und die Struk- 
turprobleme in den Vordergrund bringen. Sie er- 
scheinen nun nicht mehr als Angelegenheit der 
Einzelstaaten, sondern kommen in den Bereich 
einer gemeineuropäischen Verantwortung. Fragen 
der Ausbildung, Beratung und Forschung, der 
Flurbereinigung, Aufstockung und Aussiedlung, 
der Verkehrserschließung und der Industrialisie- 
rung ländlicher Räume werden damit zu gemein- 
samen Aufgaben der sechs europäischen Länder. 
Diese Anstrengungen im Zusammenhang mit der 
Herbeiführung des gemeinsamen Marktes werden 
zwar die zwischen den Ländern und in den Län- 
dern bestehenden Differenzen der Produktions- 
bedingungen und der Einkommen abschwächen, 
aber nicht beseitigen können. Neben den großen 
Chancen, die der Zusammenschluß zum gemein- 
samen europäischen Markt eröffnet, stehen auch 
Risiken. Doch jedes große Unternehmen verlangt 
Mut und Phantasie. 


